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1 Kurzbericht  

1.1 Ursprüngliche Aufgabenstellung und Stand der Forschung 

Die Anfänge des Kapazitätsrechts gehen zurück in das Jahr 1972, als das Bundesverfassungsgericht in 

seinem ersten Numerus-Clausus-Urteil eine erschöpfende Nutzung der vorhandenen Ausbildungs-ka-

pazitäten und eine vergleichbare Auslastung der Hochschulen forderte (BVerfGE 33, 303ff.). In der 

Folge schlossen die Bundesländer im Herbst desselben Jahres einen Staatsvertrag über die Vergabe 

von Studienplätzen, auf den eine Zulassungsverordnung und eine Kapazitätsverordnung (KapVO) auf-

setzten. Als ein Kernelement des Kapazitätsrechts etablierte sich der Curricularnormwert (CNW), der 

die Zahl der Lehrdeputatsstunden angibt, die zur Ausbildung eines Studierenden in einem Studiengang 

vorgesehen sind und somit eine Verbindung zwischen dem vorhandenen Lehrpersonal und den zuzu-

lassenden Studierenden herstellt. Zu Beginn des neuen Jahrtausends ergab sich die Anforderung, die 

tradierten CNW für Diplom-, Magister- und Staatsexamensstudiengänge auf die neuen Studienstruk-

turen der Bachelor- und Masterstudiengänge zu überführen. In dieselbe Phase fiel die Streichung von 

Art. 7 Abs. 6 des Staatsvertrags im Jahr 2006. Damit waren die Verfahren für lokal zulassungsbe-

schränkte Studiengänge nicht mehr unmittelbar mit dem Zentralen Vorgehen, insbesondere für me-

dizinische Studiengänge, verknüpft, und die Modelle der Länder konnten sich auseinanderentwickeln. 

Neben Verfahren mit festgelegten CNW wurden neuere Modelle diskutiert und erprobt, insbesondere 

solche mit flexibleren Bandbreiten von CW sowie in Hamburg ein Modell mit stärkeren Verhandlungs-

elementen.  

Zentrale Kritikpunkte am Kapazitätsrecht betonten, dass es sich um ein deutsches Spezifikum handele 

und sehr aufwändig und bürokratisch sei. Außerdem wurden eine mangelnde Passung auf die neu-en 

Studienstrukturen, neue Lehr-Lern-Formen sowie neuere Vorstellungen der Hochschulgovernance 

(New Public Management) bemängelt und eine größere Flexibilität zur Unterstützung der Hochschul-

autonomie und -profilbildung angemahnt.  

Vor diesen Hintergründen waren entsprechend dem Förderaufruf „Thematische, personelle und inter-

nationale Erweiterung der Wissenschafts- und Hochschulforschung“, Modul C, des Bundesministeri-

ums für Bildung und Forschung vom 09.02.2024 die zentralen Aufgabenstellungen für das Projekt, die 

Umsetzung des Bandbreitenmodells im Ländervergleich und die Ausnutzung der Bandbreiten durch 

die Hochschulen zu untersuchen und exemplarisch Auswirkungen auf die Finanzierung aufzuzeigen.  

1.2 Ablauf des Vorhabens 

Um einen bundesweiten Vergleich der Ausgestaltung und Umsetzung aller vorhandenen Modelle des 

Kapazitätsrechts leisten zu können, wurden in einem ersten Schritt die einschlägigen Rechtsdoku-

mente aller deutschen Bundesländer einer Inhaltsanalyse unterzogen, insbesondere die Hochschul-

zulassungsgesetze, Kapazitätsverordnungen und Lehrverpflichtungsverordnungen. Darüber hinaus 

wurden 41 leitfadengestützte Online-Interviews mit Expertinnen und Experten aus den Wissen-

schaftsministerien der Länder, Hochschulen und der Verwaltungsgerichtsbarkeit geführt. Dabei han-

delte es sich teils um Einzelinterviews von 60 bis 90 Minuten Länge, teils um Kleingruppeninterviews 

von 90 bis 120 Minuten Länge. Die Inhalte sämtlicher Interviews wurden protokolliert und allen am 
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jeweiligen Gespräch Beteiligten zur Rückmeldung von Änderungs- und Ergänzungsbedarf zur Verfü-

gung gestellt, ehe auch die Gesprächsinhalte vergleichend ausgewertet wurden.  

Auf der Basis von zur Verfügung gestellten Daten aus Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen sowie 

am Deutschen Zentrum für Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) in Hannover vorhande-

nen Daten aus dem Ausstattungs-, Kosten- und Leistungsvergleich (AKL) wurde der Frage nachgegan-

gen, wie Curricularwerte (CW) in Bandbreiten und flexibilisierten Modellen im Vergleich zu stärker 

traditionellen Curricularnormwert (CNW)-Modellen streuen und ob Bandbreitenmodelle tendenziell 

zu eher höheren CW führen. Das Projektvorgehen und (Zwischen-)Ergebnisse wurden unter anderem 

auf zwei eigens dazu innerhalb des Projekts realisierten Veranstaltungen mit Expertinnen und Exper-

tinnen des Kapazitätsrechts diskutiert sowie auf diese Weise auch validiert und den Anwenderinnen 

und Anwendern des Kapazitätsrechts zur Verfügung gestellt. 

1.3 Wesentliche Ergebnisse 

Im Ergebnis konnte das Projekt zeigen, dass der Anteil der Bandbreitenmodelle des Kapazitätsrechts 

im Zeitverlauf gestiegen ist und zum Zeitpunkt der Untersuchung weitere Länder mit noch stärker 

traditionellen CNW-Modellen erste Schritte in Richtung eines Bandbreitenmodells unternommen ha-

ben. Die Bandbreiten wurden teils um die traditionellen CNW gesetzt, teils auf der Basis der Studien-

pläne (ggf. wiederholt) neu errechnet. In Berlin ergibt sich die Bandbreite durch die Verteilung errech-

neter CW rund um einen vorgegebenen zu treffenden Mittelwert. In Hamburg gibt es im 

Innenverhältnis zwischen den Hochschulen und der Behörde für Wissenschaft verstärkte Verhand-

lungselemente, auch wenn das erste Verhandlungsmodell 2015 einer Überprüfung vor dem OVG 

Hamburg nicht standhielt. Insgesamt weist das Modell eines jeden Bundeslandes spezifische Merk-

malskombinationen und Besonderheiten auf. 

Deutlich geworden ist außerdem, dass (Daten aus den) Kapazitätsberechnungen sowohl auf Seiten 

der Ministerien als auch hochschulintern vielerorts zu Zwecken der Information von Entscheidungs-

tragenden und zur Hochschulgovernance genutzt werden. Die Ausgestaltung der Rollen der Kapazi-

tätsbeauftragten in den Hochschulen weist dabei wie die Ländermodelle eine starke Heterogenität 

auf. 

Eine Entwicklung der Festlegung von CW in Richtung der oberen Bandbreitengrenze konnte auf der 

Basis des vorliegenden Datenmaterials nicht gezeigt werden. Über vertragliche Konstruktionen, ins-

besondere im Zusammenhang mit dem Zukunftsvertrag „Studium und Lehre stärken“, sichern die Län-

der das Ziel des Kapazitätserhalts ab. 

Erkennbare Herausforderungen bestehen bei starken Veränderungen von Anforderungen (z.B. Psy-

chotherapie) oder der Neuakademisierung von Fächern (z.B. Hebammenwissenschaft); hier unter-

scheiden sich die CW zwischen den Ländern deutlich. Veranstaltungsarten und Gruppengrößen blei-

ben ebenso in der Diskussion wie die Grenzen der Bandbreiten selbst. Dabei spielen Bedenken 

hinsichtlich der Gerichtsfestigkeit vorgenommener Veränderungen eine wichtige Rolle. Die Verbin-

dungen zwischen Kapazitätsrecht und Hochschulfinanzierung werden meist nicht explizit gefasst; 

gleichwohl spielen Budgetbeschränkungen und -unwägbarkeiten eine erkennbare Rolle bei der Nut-

zung von Flexibilisierungsmöglichkeiten.   
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2 Eingehende Darstellung  

2.1 Aufgabenstellung 

Der Förderaufruf „Thematische, personelle und internationale Erweiterung der Wissenschafts- und 

Hochschulforschung“ des Bundesministeriums für Bildung und Forschung vom 09.02.2024 umfasste 

als Modul C eine Ausschreibung mit dem Titel „Aktueller wissenschaftspolitischer Informationsbedarf: 

Anwendung des Kapazitätsrechts“. Diese formulierte als zentrale Aufgabenstellungen für das zu för-

dernde Projekt, die Umsetzung des Bandbreitenmodells im Ländervergleich und die Ausnutzung der 

Bandbreiten durch die Hochschulen zu untersuchen und exemplarisch Auswirkungen auf die Finan-

zierung aufzuzeigen. 

Diese Anforderungen nahm das Projekt „Das Bandbreitenmodell im Rahmen des Kapazitätsrechts“ 

(BaRKa) auf, das von Oktober 2024 bis einschließlich Dezember 2025 vom Bundesministerium für For-

schung, Technologie und Raumfahrt gefördert wurde (BMFTR-Förderkennzeichen 16RBM1020). Es 

befasste sich dabei mit folgenden Leitfragen:   

a. Wie ist das Kapazitätsrecht in den deutschen Bundesländern aktuell ausgestaltet und wie 

wird es umgesetzt? 

b. Inwiefern können dabei bestimmte Typen identifiziert, charakterisiert und voneinander 

differenziert werden? 

c. Welchen Stellenwert haben Bandbreitenmodelle? Wie werden Bandbreiten genutzt? 

Und welche Konsequenzen, etwa auf die Studienplatzkapazitäten und die Hochschulfi-

nanzierung sind erkennbar? 

d. Welche haben Kapazitätsberechnungen aktuell für Hochschulen und Ministerien, wie 

werden sie genutzt? Und wie gestaltet sich das Zusammenwirken von Ministerien und 

Hochschulen bei der Governance von Hochschulkapazitäten? 

2.2 Wissenschaftlicher und technischer Stand, an den ange-

knüpft wurde 

Als Geburtsjahr des Kapazitätsrechts gilt das Jahr 1972. Bis dahin war die Hochschulzulassung weitge-

hend durch die Hochschulen über ihr Satzungsrecht gestaltet worden, wobei sie jeweils eigene Krite-

rien angeben konnten, um Bewerberinnen und Bewerber anzunehmen bzw. abzuweisen. In Überein-

stimmung damit herrschte die Ansicht vor, dass sich das aus Art. 12 Abs. 1 GG resultierende Recht auf 

freie Wahl der Ausbildungsstätte direkt gegen die jeweilige Hochschule richte und nicht gegen den 

Staat (Bahro, Berlin & Hübenthal 1994, S. 4). 

Schon seit den 50er Jahren erhielten nicht mehr alle Studienbewerberinnen und -bewerber einen Stu-

dienplatz in ihrem Wunschfach an der von ihnen gewählten Hochschule (Ackermann 2007: S. 354). In 

der ersten Hälfte der 60er Jahre stiegen die Studierendenzahlen noch einmal deutlich, in der allge-

meinen Medizin sogar überproportional. Um Mehrfachbewerbungen zu vermeiden, wurde auf Be-

schluss der Kultusministerkonferenz (KMK) von 1964 bis 1966, eine „Zentrale Registrierstelle für die 

Zulassung zum Studium der Medizin und der Zahnmedizin“ (ZRM) an der Universität Bonn eingerich-

tet. Es folgte 1967 durch die Westdeutsche Rektoren-konferenz die „Zentrale Registrierstelle zur 

Vergabe von Studienplätzen“ (ZRS), die das Zulassungsverfahren für die Hochschulen vorstrukturierte. 
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Die Kultusministerkonferenz unter-stützte dies und erließ „Richtlinien für die Zulassung von Studien-

anfängern in Fachrichtungen mit Zulassungsbeschränkungen an den Hochschulen“, die die Zulassung 

zum Studium nach dem Leistungsprinzip, dem Jahrgangsprinzip und Härtefallgesichtspunkten diffe-

renzierte. Die Richtlinien wurden auch grundsätzlich befolgt, allerdings existierten in den Ländern und 

Hoch-schulen unterschiedliche Berechnungsarten für Abiturnoten sowie darüber hinaus diverse Son-

derregelungen (Bahro, Berlin & Hübenthal 1994, S.6). 

Unterdessen stieg die Ablehnungsquote im Studium der Humanmedizin von etwa 50% im Sommerse-

mester 1967 auf über 70% im Wintersemester 1970/71, und dazu passend nahm auch die Zahl der 

Klagen und Prozesse zu. 1972 hatte das Bundesverfassungsgericht über das hamburgische Universi-

tätsgesetz von 1969 und das bayerische Hochschulzulassungsgesetz von 1970 zu urteilen, und es kam 

zum so genannten ersten Numerus-Clausus-Urteil (1. NC-Urteil, BVerfGE 33, 303 ff). Das Gericht zog 

aus der grundrechtlich garantierten Wahlfreiheit des Berufs und der Ausbildungsstätte (Art. 12 Abs. 1 

GG), dem Gleichheitsgebot (Art. 3 Abs. 1 GG) und dem Sozialstaatsgebots zwei zentrale Folgerungen: 

Zum einen gehöre die Aufnahme des Studiums zum Grundrecht des Art. 12 Abs. 1 GG. Zulassungsbe-

schränkungen der Hochschulen seien deshalb nur „unter erschöpfender Nutzung der vorhandenen 

Ausbildungskapazitäten“ zulässig. Zum anderen habe die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber 

nach sachgerechten und nachvollziehbaren Kriterien zu erfolgen, und die wesentlichen Entscheidun-

gen über die anzuwendenden Kriterien und die Zulassungsbeschränkungen seien vom Gesetzgeber 

selbst zu treffen, während die Hochschulen nur zur Regelung weiterer Einzelheiten ermächtigt werden 

könnten.  

Infolge des Urteils schlossen die Länder im Oktober 1972 einen Staatsvertrag über die Vergabe von 

Studienplätzen, auf den eine Zulassungsverordnung und eine Kapazitätsverordnung (KapVO) aufsetz-

ten, und 1973 nahm die „Zentralstelle zur Vergabe von Studienplätzen“ (ZVS) ihre Arbeit auf, 1976 

fand das Kapazitätsrecht Eingang in das Hochschulrahmengesetz (v.a. HRG §§29/30). Ziel war es, die 

verfassungsgerichtlich formulierten Anforderungen zu erfüllen und die Vergabe freier Plätze nach ei-

nem einheitlichen Verfahren mit einheitlichen Kriterien zu gewährleisten. Die Rechtsprechung wurde 

weiter erhärtet: 1975 unterstrich das Bundesverfassungsgericht den Wert hoher Zulassungszahlen 

gegenüber der Qualität der Studienbedingungen (Verbot „unzulässiger Niveaupflege“, BVerfGE 40, S. 

352 ff.); es ist demnach nicht zulässig, Studienqualitätsentwicklung durch ein Vorgehen zu betreiben, 

das zulasten der Zahl der Studienplätze geht. Und einem Urteil von 1977 (BVerfGE 43, S. 291 ff) war 

zu entnehmen, dass zur Handhabung von Kapazitätsengpässen auch eine Zulassung über die erschöp-

fende Nutzung der Kapazitäten hinaus, eine so genannte temporäre Überlastquote, ein zulässiges Mit-

tel sei.  

Durch die Urteile des Verfassungsgerichts wurde die Kapazitätsermittlung zu einem Kernelement der 

Hochschulzulassung. Und der Grundstruktur nach sind die Kapazitätsberechnungen über Jahrzehnte 

stabil geblieben. Es geht darum, das Lehrangebot auf der einen Seite und die Studiennachfrage auf 

der anderen regelgeleitet zueinander in Beziehung zu setzen und für die Zulassung von Studierenden 

zu errechnen, wie viele freie Studienplätze angeboten werden können. Dazu ist zunächst zu ermitteln, 

welches Personal in der betrachteten Einheit zu Verfügung steht, welche Lehrverpflichtung für die 

Personalkategorien jeweils gilt und inwiefern diese ggf. für einzelne Personen – vor allem zur Wahr-

nehmung anderer Aufgaben – vermindert ist. Auch Lehraufträge werden nach bestimmten Regularien 

berücksichtigt. Außerdem spielen die im Studiengang vorgesehenen Veranstaltungen eine Rolle. Über 

einen Anrechnungsfaktor wird dem unterschiedlichen Lehraufwand zwischen einer Vorlesung und der 

en-geren Betreuung in einem Seminar Rechnung getragen; auch die unterschiedlichen Gruppen-grö-

ßen werden einkalkuliert.  

Der so genannte Curricularwert (CW) ist das Herzstück der Kapazitätsberechnungen und gibt den Be-

darf an Lehrdeputatsstunden an, die zur Ausbildung eines Studierenden in einem Studiengang benö-

tigt werden (vgl. Zimmerling & Brehm 2012; Ackermann 2007, Zimmermann 2010, Weber 2010, 
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Borgwardt 2017). Ist er für bestimmte Studiengänge oder fachliche Studienbereiche rechtlich festge-

legt, meist in (einer Anlage) der Kapazitätsverordnung, spricht man von einem Curricularnormwert 

(CNW). In Kapazitätsberechnungen wird berücksichtigt, dass es in der Regel keine 1:1-Zuordnung von 

Lehrenden und Studierenden zu einem Studiengang gibt, sondern eine Lehrveranstaltung für Studie-

rende verschiedener Studiengänge geöffnet sein kann und Lehrende somit Dienstleistungen für an-

dere Studiengänge und Lehreinheiten erbringen (Dienstleistungsverflechtung). Und Erfahrungswerte 

der Vorjahre geben darüber Auskunft, wie viele zugelassene Bewerberinnen und Bewerber ein Stu-

dium tatsächlich antreten und wie viele es vorzeitig wieder abbrechen (Annahme- und Schwund-

quote). Unter Einbezug dieser Informationen kann die Hochschule mehr Studierenden eine Zusage 

erteilen als sich rechnerisch freie Plätze ergeben haben (zum Verfahren der Kapazitätsberechnungen 

vgl. auch Weber 2010, S. 75-76; Zimmermann 2010, S. 10-12).  

Bei aller gefundenen Einheitlichkeit mussten der Staatsvertrag der Länder und das Vorgehen im Detail 

im Laufe der Zeit mehrfach angepasst und aktualisiert werden, beispielsweise um nach dem Erreichen 

der deutschen Einheit die neu hinzugekommenen Bundesländer aufzunehmen (Bahro, Berlin & Hü-

benthal 1994, S.18). Als im Rahmen des so genannten Bologna-Prozesses zu Beginn dieses Jahrtau-

sends die Studienstrukturreformen vollzogen wurden, begannen die Kapazitätsrechtsmodelle der Län-

der sich auf der Basis einer Erprobungsklausel im Staatsvertrag auseinander zu entwickeln (Witte & 

von Stuckrad 2007). Dieser Effekt verstärkte sich, als mit der Vertragsaktualisierung ab 2006 Art. 7 

Abs. 6 des Staatsvertrags aufgehoben wurde, jene Norm, durch die die Regelungen des zentralen Ver-

fahrens auf örtlich zulassungsbeschränkte Studiengänge übertragen wurden. Von da an konnten in 

den Ländern abgewandelte Neuregelungen erfolgen.  

Das skizzierte Regelungsgeflecht im Bereich des Kapazitätsrechts ist in der juristischen und rechtspo-

litischen Literatur thematisiert worden. Neben einer begrenzten Anzahl spezialisierter Untersuchun-

gen (z.B. Knyphausen 2022; Sannwald 2023; Angelé 2023) finden sich überwiegend thematisch breiter 

angelegte Texte, die das Kapazitätsrecht nur als einen Teilbereich behandeln (vgl. Lindner 2022; Zim-

merling & Brehm 2011/2012). Zu den juristischen Quellen zählt überdies die umfangreiche Spruch-

praxis der Verwaltungsgerichte zu Studienplatzklagen.  

Unter den Rechtsanwender*innen des Kapazitätsrechts (vor allem Hochschulverwaltungen und Hoch-

schulleitungen) sowie im überschaubaren Kreis an Expertinnen, Experten und Verbänden ist schon 

früh Kritik am Kapazitätsrecht laut geworden. Moniert wurde die von Verwaltungsgerichten oft weit 

ausgelegte Kompetenz zu gerichtlichen Kapazitätsüberprüfungen. Auch die vom BVerfG vorgenom-

mene Betonung der Teilhaberechte von Studienbewerber*innen gegenüber ebenfalls tangierten wei-

teren Grundrechten und ihren Träger*innen (u.a. Art. 5 Abs. 3 GG der Lehrenden) wurde kritisiert 

(Ackermann 2007; vgl. Sannwald 2022; Kluth 2007; Haake 2024). Vorgebracht wurde, dass der Curri-

cularnormwert eine Rechengröße sei, in die weniger wissenschaftlich fundierte als vielmehr variable 

und damit steuerbare Faktoren eingingen (v.a. die Anrechnungsfaktoren und Gruppengrößen; vgl. 

Weber 2010; Angelé 2023; zum bürokratischen Aufwand: Haake 2024). Mit der komplexen Formelbe-

rechnung werde ein objektives Vorgehen suggeriert; weil aber die Länder über zentrale Parameter 

entschieden, eröffne sich so eine wenig sichtbare hochschulpolitische Steuerungsmöglichkeit. Mit po-

litisch oktroyierten CNW-Absenkungen, durch die mehr Studierende zugelassen werden könnten, wo-

bei die Hochschulen aber nicht mehr Geld erhielten, sinke die Qualität der Lehre (vgl. Weber 2010).  

Die starren Regelugen der Kapazitätsberechnungen behinderten zugleich die hochschulische Profilbil-

dung in der Lehre, die die Lehrgestaltung durch die Hochschule und damit die Steuerung der Betreu-

ungsrelationen umfassen müsse (Borgwardt 2017; HRK 2006; HRK 2021; WR 2008). Auch profilbil-

dende Schwerpunktsetzungen abseits der Lehre seien durch den obligatorisch prioritären 

Ressourceneinsatz für die Ausbildungsleistungen erschwert. Hier zeige sich die Politik widersprüchlich, 

weil die Vorgaben aus dem Kapazitätsrecht mit den vehement propagierten Paradigmen von 
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Wettbewerb, institutioneller Differenzierung, Planungs- und Steuerungsautonomie sowie Leistungs-

orientierung kaum in Einklang zu bringen seien.   

Diese Diskussionen sind in Übersichtsdarstellungen und Sammelbänden, die auf Fachkonferenzen Be-

zug nehmen, gut dokumentiert (Hommelhoff & Müller 2007; Würmann & Zimmermann 2010; Borg-

wardt 2017; Haake 2024). Darin fällt die Kritik am Kapazitätsrecht zwar prononciert aus, es fehlt ihr 

aber oft an einer Stützung durch empirische Evidenzen (anders jedoch Angelé 2023). In diesem kriti-

schen Diskursklima sind Reformmodelle und Optimierungsmöglichkeiten des Kapazitätsrechts immer 

wieder diskutiert worden, darunter ein modifiziertes CNW-Modell, das Bandbreitenmodell (vgl. für 

eine frühe Ausgestaltung in NRW Sagerer & Schnitzler 2007), das Vereinbarungsmodell, kapazitäts-

neutrale Finanzierungsquellen und Stellen, Anrechnung von Sonderaufwänden (Haake 2024; Angelé 

2023; Borgwardt 2017; HRK 2021; HRK 2006; Weber 2010; WR 2022; WR 2008; Zimmermann 2010; 

Kluth 2007; Geis 2007). Die Länder haben die Reformvorschläge bis heute in höchst heterogener 

Weise aufgegriffen (zu einem Stand in der Phase der Studienstrukturreformen vgl. Stuckrad & Witte 

2007). Eine aktuelle Übersicht aber fehlte vor Beginn des Projekts ebenso wie Untersuchungen zu 

weiteren Aspekten wie dem bürokratischen Aufwand, der Akzeptanz und den Wirkungen der verschie-

denen Ansätze, ihrer jeweiligen Eignung zur Lösung der diagnostizierten Probleme sowie ihrer Rechts-

sicherheit. 

2.3 Planung und Ablauf des Vorhabens 

An der wahrgenommenen Auseinanderentwicklung der Kapazitätsrechtsmodelle der Länder und den 

Fragen ihrer genauen Ausgestaltung und deren Effekte setzte das BaRKa-Projekt an. In einem ersten 

Schritt wurden im Herbst 2024 die einschlägigen Rechtsdokumente aller Bundesländer, insbesondere 

die Hochschulzulassungsgesetze, Kapazitätsverordnungen und Lehrverpflichtungsverordnungen, ei-

ner vergleichenden Inhaltsanalyse unterzogen. Darüber hinaus wurden 41 leitfadengestützte Online-

Interviews mit Expertinnen und Experten aus den Wissenschaftsministerien der Länder, Hochschulen 

und der Verwaltungsgerichtsbarkeit geführt. Dabei handelte es sich teils um Einzelinterviews von 60 

bis 90 Minuten Länge, teils um Kleingruppeninterviews von 90 bis 120 Minuten Länge. Die Inhalte 

sämtlicher Interviews wurden protokolliert und allen am jeweiligen Gespräch Beteiligten zur Rückmel-

dung von Änderungs- und Ergänzungsbedarf zur Verfügung gestellt, ehe auch die Gesprächsinhalte 

vergleichend ausgewertet wurden.  

Tab. 2.1: Geführte Interviews mit Expertinnen und Experten des Kapazitätsrechts 

Kopfzeile Länder  
(aus 13 der 16  
Bundesländer) 

Hochschulen  
(aus allen  

Bundesländern) 

Verwaltungsgerichts-
barkeit 

Einzelinterviews 13 21 2 

Gruppeninterviews 2 3 0 

DZHW 2025. 

Anders als angestrebt kamen aus unterschiedlichen Gründen nicht mit allen Wissenschaftsministerien 

der Länder Termine zustande. In den drei Ländern ohne entsprechendes Interview wurden auf der 

Basis der Dokumentenanalysen und der Hochschulinterviews Informationen zur Ausgestaltung und 

Umsetzung des Kapazitätsrechts steckbriefartig aufbereitet, und diese Steckbriefe wurden den Mini-

sterien zur Kenntnis gegeben. Eines von ihnen gab dazu noch eine schriftliche Rückmeldung mit ein 

paar Ergänzungen und wenigen Korrekturen.  
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Insgesamt wurde in jedem Bundesland mit mindestens einer Universität gesprochen. Wenn diese 

Hochschule ihr Vorgehen als im Landesvergleich einzigartig charakterisierte oder das Ministerium an-

dere Hochschulen zum Gespräch empfahl, wurden weitere Interviews, zum Teil auch an Hochschulen 

für angewandte Wissenschaften (HAW), geführt. An zwei Gesprächen nahmen Mitglieder von Hoch-

schulleitungen teil; ansonsten brachten sich vor allem Kapazitätsbeauftragte und/oder ihre direkten 

Vorgesetzten in die Interviews ein. Unter den interviewten Expertinnen und Experten der Verwal-

tungsgerichtsbarkeit befanden sich ein Fachanwalt und eine Richterin an einem Oberverwaltungsge-

richt; eine weitere stellte auf Anfrage ausgewählte Materialien zur Rechtsprechung im Bereich des 

Kapazitätsrechts in ihrem Bundesland zur Verfügung. Ebenso übersendeten einige Interviewpersonen 

der anderen Bezugsgruppen im Nachgang zu den Gesprächen ergänzende Dokumente und Materia-

lien aus ihren jeweiligen Arbeitskontexten. Diese Unterlagen wurden zusammen mit der Interviewdo-

kumentation bei der Charakterisierung des jeweiligen Modells berücksichtigt.  

Durch den am DZHW verorteten Ausstattungs-, Kosten- und Leistungsvergleich und gezielte Zuarbei-

ten, etwa aus Nordrhein-Westfalen, lagen zudem einige Daten mit Relevanz für Kapazitätsberechnun-

gen vor, mit denen vergleichende Analysen und Modellrechnungen realisiert wurden. So konnte etwa 

den Fragen nachgegangen werden, wie Curricularwerte (CW) in Bandbreiten- und flexibilisierten Mo-

dellen streuen und wie sie sich im Vergleich zu stärker traditionellen Curricularnormwert (CNW-)Mo-

dellen darstellen, ob eine Tendenz zu höheren CNW und zu einer Annäherung an die obere Bandbrei-

tengrenze nachzuweisen und ob insofern eine Reduktion von Aufnahmekapazitäten an den 

Hochschulen zu befürchten ist.  

Zum Projektablauf gehörten auch wiederholte Rückkopplungen mit Personen der Praxis, die Kapazi-

tätsrechnungen durchführen oder deren Ergebnisse für ihre Arbeit nutzen. Hierzu wurden das Vorge-

hen innerhalb des Projekts und seine (Zwischen-)Ergebnisse unter anderem auf zwei eigens dazu or-

ganisierten eintägigen Veranstaltungen vorgestellt und mit Expertinnen und Expertinnen des 

Kapazitätsrechts diskutiert. Auf diese Weise konnten die Befunde unmittelbar validiert und Anwende-

rinnen und Anwendern des Kapazitätsrechts zur Verfügung gestellt werden, zunächst im Januar 2025 

(4. Projektmonat) und schließlich im November 2025 (14. Projektmonat von insgesamt 15). 

2.4 Inhaltliche Ergebnisse 

Die folgende Ergebnisdarstellung gibt den Stand im November 2025 wieder. Zunächst ist festzuhalten, 

dass die Dokumentenanalyse zwar erste Hinweise auf die Modelle geben konnte; die Hochschulzulas-

sungsgesetze, Kapazitätsverordnungen (KapVO) und Lehrverpflichtungsverordnungen (LVVO) aber 

zeigten die tatsächliche Vielfalt und Ausgestaltung der Modelle nicht. So kam etwa in der Kapazitäts-

verordnung des Landes Berlin der Begriff der „Bandbreite“ überhaupt nicht vor, und in der Anlage 

fand man konkret benannte Curricularnormwerte (CNW) differenziert nach Hochschulart, Abschluss-

art, Fächergruppe, Studienbereich, Studiengang und Hochschule. Durch die geführten Interviews je-

doch wurde deutlich, dass das Modell in der Senatsverwaltung und den Hochschulen durchaus als 

Bandbreitenmodell verstanden wurde, nur dass die Bandbreite hier nicht wie in anderen Ländern ge-

setzt wurde, sondern sich dadurch ergab, dass ein CNW-Mittelwert vorgegeben wurde, den die Stu-

diengänge der Hochschulen in definierten Fächergruppen erreichen mussten. 

Zur Heterogenität der Ländermodelle 

Aber auch in den anderen Bundesländern waren die aus den betrachteten normativen Grundlagen 

gewonnenen Erkenntnisse zu ergänzen um an anderer Stelle getroffene Vorgaben und Verabredun-

gen, die Handhabung der Kapazitätsberechnungen in der Praxis, die Nutzung der Eingangsgrößen und 

Ergebnisse im Rahmen der Hochschulsteuerung sowohl hochschulintern als auch in den Wissen-

schaftsministerien und um Aspekte des personellen Ressourceneinsatzes in diesem Bereich. In der 

Gesamtbetrachtung ging die Vielfalt so weit, dass jedes Landesmodell Spezifika aufwies und sich 
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zwischen den Modellen gravierende Unterschiede zeigten. Dabei fanden sich neben den Bandbreiten 

bezogen auf CNW, die den Bandbreitenmodellen ihren Namen geben, in unterschiedlichem Ausmaß 

auch Bandbreiten bei den Lehrverpflichtungen der verschiedenen Personalkategorien in den LVVO 

sowie Bandbreiten von Gruppengrößen für definierte Veranstaltungsarten.  

Ein CNW-Modell mit traditioneller Ausgestaltung wurde in Brandenburg, Niedersachsen und Hessen 

genutzt, wobei in Hessen im Projektzeitraum Modellrechnungen angestellt wurden, um abschätzen 

zu können, welche Definitionen von Bandbreiten bei einem möglichen Modellwechsel sinnvoll sein 

könnten; und auch in Niedersachsen wurden frühe Überlegungen zu einer möglichen Modellreform 

erwähnt. In einer weiteren Ländergruppe kam in den KapVO der Begriff der Bandbreite ebenfalls nicht 

vor, und es wurden auch nur für wenige Fächer, meist die zentral zulassungsbeschränkten, CNW ge-

nannt. Diese Länder normierten ein Verfahren, nach dem in Fällen, in denen keine CNW gesetzt seien, 

CW auf Basis der Studien- und Prüfungsordnungen von den Hochschulen zu berechnen und – ggf. 

auch über das Satzungsrecht der Hochschule – festzulegen seien. Die Hintergründe eines solchen Vor-

gehens können sein, dass es sich um vergleichsweise kleine Hochschulsysteme mit wenigen Hoch-

schulen handelt, die unterschiedlichen Hochschularten angehören und/oder deutlich verschiedene 

Profile aufweisen, so dass die landesseitige CNW-Festsetzungen vielfach auf Einzelfallentscheidungen 

hinauslaufen würden. Auch wenn nur ein eher geringer Anteil der Studienangebote einer Zulassungs-

beschränkung unterliegt, kann eine aktuelle CW-Berechnung durch die Hochschule, die dann landes-

seitig akzeptiert wird, ein guter Weg sein. Solche Modelle findet man in Bremen, Mecklenburg-Vor-

pommern, Rheinland-Pfalz und dem Saarland. 

Der größte Teil der deutschen Bundesländer – namentlich Baden-Württemberg, Bayern, Nordrhein-

Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen – hat ein Bandbreitenmodell. 

Der Begriff des Bandbreitenmodells ist nicht eindeutig definiert. Am weitesten verbreitet ist das 

grundsätzliche Verständnis, dass es für die CW-Festlegung eines Studienangebots einen geregelten 

Spielraum gibt, der für eine definierte Gruppe von Studiengängen gilt. Die Bandbreitengrenzen kön-

nen im Modellübergang stärker durch eine prozentuale rechnerische Abweichung von einem früheren 

CNW gesetzt oder unter Bezugnahme auf neu berechnete CW auf der Basis aktueller Studienpläne 

ermittelt werden. Das eingangs erwähnte Beispiel Berlins stellt in diesem Kontext einen Sonderfall 

eines Bandbreitenmodells dar. Als weiterer Sonderfall ist Hamburg zu nennen, das ein Verhandlungs-

modell eingeführt hat. In einer frühen Ausgestaltung, bei der die für Wissenschaft zuständige Behörde 

mit den Hochschulen Ausbildungskapazitäten verhandeln und mit Außenwirkung vereinbaren können 

sollte, hielt das Modell 2015 einer Überprüfung vor dem OVG Hamburg nicht stand. Nachfolgend 

wurde es modifiziert und enthält auch heute noch starke Verhandlungselemente, allerdings mit Bin-

nenwirkung zwischen den Hochschulen und der Behörde. Auf der Basis des Gesetzes zur Regelung der 

Ausbildungskapazitäten an den staatlichen hamburgischen Hochschulen (AKapG) entwickeln die 

Hochschulen CW-Satzungen und CW-Zulassungshöchstzahlensatzungen, die der Genehmigung durch 

die Wissenschaftsbehörde bedürfen.  

Zur Rolle der Kapazitätsbeauftragten 

Auf Hochschulebene fächern sich die Modellvarianten noch weiter auf. Unterschiede betreffen zu-

nächst die personelle Ausstattungen für die Handhabung des Kapazitätsrechts. Vor allem an kleineren 

Hochschulen und solchen mit einem geringeren Anteil an zulassungsbeschränkten Studiengängen sind 

die Kapazitätsbeauftragten oft Einzelpersonen. An Hochschulen, in denen es einen hohen Anteil an 

Zulassungsbeschränkungen gibt oder die Leitung die Daten zu Steuerungszwecken nutzen möchte, 

steigt die Zahl der Beschäftigten in diesem Bereich bis hin zu ganzen Stäben. Auch das Selbstverständ-

nis der Kapazitätsbeauftragten differiert. Alle Interviewten waren sich ihrer Rolle als Gatekeeper beim 

Hochschulzugang bewusst. Darüber hinaus sahen sie sich durch ihre Berechnungen in unterschiedli-

chem Maße als Dienstleister für die Hochschulleitung und dezentrale Einheiten der Hochschule. Nur 

ein Teil skizzierte Aufgaben der Beratung von Fakultäten oder Fachbereichen bei der Handhabung des 
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Kapazitätsrechts sowie bei der Studienganggestaltung und der Entwicklung von Studienplänen. Am 

weitesten gingen Darstellungen, in denen die Kapazitätsbeauftragten eine klar zu benennende Rolle 

bei der Hochschulentwicklung einnahmen.  

Die von den Interviewten beschriebene bürokratische Belastung hing nicht primär vom Modelltyp des 

Kapazitätsrechts ab, sondern insbesondere von den Setzungen und Handhabungsweisen in Ministe-

rien und Hochschulen. Ein Punkt, an dem modellübergreifend besonders hoher Arbeitsaufwand ent-

stand, war die Qualitätssicherung der Eingangsdaten, insbesondere die Klärung des zu berücksichti-

genden Personals und dessen Lehrverpflichtung. 

Zur Ausgestaltung und Nutzung der Kapazitätsberechnungen in den Hochschulen 

Weitere Unterschiede zwischen den Hochschulen betrafen das Ausmaß an Kapazitätsberechnungen, 

die in der Regel jährlich, teils aber nur für Lehreinheiten mit zugangsbeschränkten Studiengängen, in 

der deutlichen Mehrzahl der betrachteten Fälle aber flächendeckend durchgeführt wurden, und zwar 

auch dann, wenn das Landesrecht dies nicht einforderte. Als Hintergründe dieses Vorgehens wurden 

benannt, dass die Lehrverflechtung es ohnehin erforderlich mache, auch Lehreinheiten ohne zulas-

sungsbeschränkte Studiengänge zu betrachten (pragmatisches Argument) und dass die Daten für 

Hochschulsteuerungszwecke genutzt würden (inhaltliches Argument). Diese Steuerungszwecke deck-

ten die Beobachtung von Entwicklungen, etwa mit Blick auf die Nachfrage und Auslastung in einzelnen 

Studienangebote, ebenso ab wie die Nutzung von Kapazitätsberechnungen als Hintergrundinformati-

onen für strategische Überlegungen und in Verhandlungen und die Heranziehung zur Fundierung von 

Entscheidungen, etwa über die Verteilung von Ressourcen. Und diese Steuerungszwecke zeigten sich 

innerhalb der Hochschulen ähnlich wie in den Ministerien.  

Zur Veranschaulichung schilderten die Interviewpersonen Situationen, in denen eine Neueinführung 

eines Studienangebots oder die Erweiterung von Kapazitäten in bestehenden Angeboten von poli-

tisch-gesellschaftlicher Seite an die Hochschulen herangetragen wurde, wie dies zuletzt in mehreren 

Ländern im Bereich der Lehramtsausbildung geschehen war. Als Reaktion auf den Ruf nach mehr Lehr-

amtsstudienplätzen zogen die Hochschulen Kapazitätsberechnungen heran, um den ressourciellen 

Mehraufwand beziffern und in die Verhandlungen mit dem Landesministerium einbringen zu können.  

Weitere Verschiedenheiten zwischen den Hochschulmodellen betrafen die Handhabung von Depu-

tatsreduktionen und -ermäßigungen sowie von Lehrveranstaltungsarten und Gruppengrößen, die 

Ausnutzung der Bandbreiten, die Häufigkeit der (Abbildung von) Änderungen an Studienprogrammen, 

die Einbeziehung der dezentralen Ebene hinsichtlich der Häufigkeit, der genauen Zeitpunkte und der 

Art und Weise, die interne Diskussion und Nutzung der Daten und schließlich die Weitergabe der Da-

ten an das Ministerium.  

Zum Prüfung der Kapazitätsberechnungen in den Ministerien 

Bei der Weitergabe von Kapazitätsberechnungsdaten von den Hochschulen an die Ministerien reichte 

die Spannweite von der bloßen Weitergabe der Berechnungsergebnisse für Lehreinheiten mit zulas-

sungsbeschränkten Studiengängen als pdf bis hin zur Übermittlung kompletter Excel-Dateien, in der 

alle genutzten Daten und Berechnungsweisen unmittelbar nachzuvollziehen waren.  

Aber auch bei den Ministerien differieren die personellen Kapazitäten zur Prüfung der Berechnungen 

und der Anspruch an die Wahrnehmung dieser Aufgabe. Manche Vertreterinnen und Vertreter der 

Ministerien betrachteten nach eigenen Angaben und denen der Hochschulen des jeweiligen Landes 

die Ergebnisse der Berechnungen und prüften sie auf der Basis von Zeitreihen oder Vergleichsdaten 

aus anderen Ländern auf Plausibilität. Andere nahmen für sich in Anspruch, bei Bedarf eigene Berech-

nungen anzustellen, oder, falls die Daten das nicht hergeben, kritische Rückfragen an die Hochschulen 

zu richten und Nachforderungen zu stellen.  



 E in g eh en d e  D a rs te l lu n g    11 

Zu Verbindungen zwischen Kapazitätsrecht, Hochschulfinanzierung und Studienqualitätsentwick-

lung 

Die Verbindungen zwischen Kapazitätsrecht und Hochschulfinanzierung wurden meist nicht explizit 

gefasst. Lediglich in Brandenburg gab es eine unmittelbare Beziehung insofern, als im Modell der Mit-

telverteilung des Landes an die Hochschulen die Zahlen von Studierenden in der Regelstudienzeit mit 

dem jeweiligen CNW gewichtet wurden. Gleichwohl spielten Budgets und ihre Beschränkungen eine 

wichtige Rolle für die Nutzung von Flexibilisierungsmöglichkeiten, etwa in Diskussionen um Bandbrei-

tenerweiterungen, in denen die Landesseite die zu erwartenden Kosten auf der Basis von Daten aus 

Kapazitätsberechnungen abschätzte.  

Die Hochschulfinanzierung war jedoch insgesamt weniger an Studienplatzzahlen gekoppelt als an stu-

dierendenbezogene Paramater entsprechend dem „Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken“ 

(ZSL), im einzelnen Zahlen zu Studienanfänger*innen, Studierenden und Absolvent*innen. Zugleich 

formuliert der Zukunftsvertrag als Nachfolgeprogramm zum Hochschulpakt 2020 den Kapazitätserhalt 

als eines seiner Hauptziele. Im Rahmen der Umsetzung haben die Länder mit den Hochschulen Ver-

einbarungen geschlossen, die auch normative Zielzahlen zu Studierenden enthalten. Um diese Ziel-

zahlen erreichen zu können, müssen die Hochschulen ein bestimmtes Studienplatzangebot vorhalten, 

und somit werden auf diesem Weg auch Kapazitäten abgesichert und vorgenommene Flexibilisierun-

gen im Kapazitätsrecht flankiert. Eine Entwicklung der Festlegung von CW in Richtung der oberen 

Bandbreitengrenze konnte auf der Basis des vorliegenden Datenmaterials aus dem AKL des DZHW und 

aus Nordrhein-Westfalen nicht gezeigt werden. 

Neben dem bedarfsgerechten Erhalt von Studienkapazitäten benennt der ZSL als vorrangige Ziele die 

flächendeckend hohe Qualität von Studium und Lehre und somit gute Studienbedingungen in der 

Breite der deutschen Hochschullandschaft.  

In den geführten Interviews unterstrichen die mit dem Kapazitätsrecht befassten Personen, die Mög-

lichkeiten der Studienqualitätsentwicklung hingen stark von Faktoren jenseits des Kapazitätsmodells 

ab, insbesondere von Umfang nicht kapazitätsrelevanten Ressourcen. In vier Ländern (Brandenburg, 

Hessen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz) waren kapazitätsneutrale Mittel zur Verbesserung der Stu-

dienqualität im Landeshochschulgesetz verankert; wiederum in vier Ländern (Brandenburg, Bayern, 

Nordrhein-Westfalen, Schleswig-Holstein) in ihren Verpflichtungserklärungen zum Zukunftsvertrag 

„Studium und Lehre stärken“; weitere Grundlagen sind möglich, konnten aber ebenso wie die ge-

nauen Mittelhöhen im Rahmen dieses Projekts nicht systematisch ermittelt werden.  

Zu aktuellen Herausforderungen 

Erkennbare Herausforderungen bestehen bei starken Veränderungen von Anforderungen (z.B. Psy-

chotherapie) oder der Neuakademisierung von Fächern (z.B. Hebammenwissenschaft). Da hier noch 

Erfahrungs- und Vergleichswerte fehlen, zeigen sich deutliche Spreizungen der von den Ländern ge-

troffenen CNW-Festlegungen, bei denen offen bleiben musste, inwiefern sich eine Annäherung voll-

zieht. Die Interviewpersonen berichteten darüber hinaus, dass neue Lehr-Lern-Formen und Online-

Formate im Kapazitätsrecht zum Teil unzureichend abgebildet seien, dass der erhöhten Belastungen 

der Lehrenden durch die gestiegene Zahl von Prüfungen in den Strukturen von Bachelor- und Master-

studiengängen nicht angemessen Rechnung getragen werde und dass die in den Berechnungen ge-

nutzten Gruppengrößen weit entfernt von den tatsächlichen Gruppengrößen der Hochschule seien. 

Dass Definitionen Veranstaltungsarten, Anrechnungsfaktoren und Gruppengrößen gleichwohl nicht 

häufiger verändert würden, wurde mit Unsicherheiten begründet, inwiefern dies im Klagefall vor Ge-

richt Bestand haben werde. Entsprechend wurden auch keine großen Modellinnovationen diskutiert. 

Ein Kostennormwertmodell beispielsweise war nirgendwo etabliert und wurde auch nicht erkennbar 

angestrebt. 
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Die Expertinnen und Experten der Verwaltungsgerichtsbarkeit betonten, dass die Normierung von 

C(N)W, Veranstaltungsarten und Gruppengrößen vorzugsweise durch den Gesetzgeber der entschei-

dende Faktor für die Anerkennung der verwendeten Größen in der Kapazitätsberechnung. Sie erklär-

ten, Unterschiede zwischen den Ländermodellen wahrzunehmen, jedoch in dem einzelnen Verfahren 

ausschließlich auf die Regelungen des jeweiligen Einzellandes Bezug zu nehmen. Dabei seien Abwei-

chungen von der unteren Bandbreitengrenze möglichst gut zu begründen; Berechnungen seien studi-

enbewerberfreundlich auszugestalten. Nach ihrer Einschätzung werde das Kapazitätsrecht auch in der 

absehbaren Zukunft erhalten bleiben, da auch die Anforderung, in Studienfächern mit deutlichem 

Nachfrageüberhang die Rechtssicherheit des Hochschulzugangs zu unterstützen, fortbestehen werde 

und sich das Kapazitätsrecht hierbei bewährt habe.  

2.5 Wichtigste Positionen des zahlenmäßigen Nachweises 

Die Gesamtausgaben des Projekts liegen bei 88,2 % der im letztgültigen Finanzierungsplan ausgewie-

senen Bundesmittel. 

Es handelte sich um ein sozialwissenschaftlich ausgerichtetes Forschungsprojekt, für das bei einer 

Laufzeit von einem Jahr insbesondere Personalausgaben anfielen (87,7 % der Gesamtausgaben). Die 

Personalausgaben entfielen zu 100% auf die wissenschaftlich Mitarbeitenden (Pos. 812). Diese haben 

die Dokumentenanalysen, die Interviewstudie mit verschiedenen Bezugsgruppen sowie die Analysen 

zu konkreten Daten aus Kapazitätsberechnungen einzelner Bundesländer durchgeführt. Auch die Prä-

sentationen von Ergebnissen im Rahmen unterschiedlicher Veranstaltungen und die Erstellung wis-

senschaftlicher Publikationen fielen in ihr Aufgabengebiet.  

Die entstandenen Sachausgaben betragen 12,3 % der Gesamtausgaben. Innerhalb der Sachausgaben 

stellen die Gemeinkosten (enthalten in Pos. 843) mit einem Anteil von 99,7 % den größten Posten dar. 

Im Rahmen der Vortragstätigkeit der wissenschaftlichen Mitarbeiter*innen entstanden zudem Reise-

kosten (Pos. 846; 0,3 % der Sachausgaben). 

2.6 Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten Pro-

jektarbeiten 

Die eingebundenen Personen auch den Wissenschaftsministerien und Hochschulen betonten ihren 

Informationsbedarf hinsichtlich eines Vergleichs der Ausgestaltung und Umsetzung des Kapazitäts-

rechts in den verschiedenen Bundesländern. Dem hat das Projekt entsprochen.  

Die Zahl der durchgeführten Interviews ergab sich aus dem Bestreben, möglichst in jedem Land mit 

mindestens einer Person aus dem Wissenschaftsministerium zu sprechen und ebenso mit mindestens 

einer Hochschule. Da die Hochschulvertreterinnen und -vertreter ihrerseits bisweilen darauf hinwie-

sen, dass die Handhabung an ihrer Hochschule sich deutlich von der in anderen Hochschulen des Lan-

des unterscheide, wurde die Zahl der berücksichtigten Hochschulen erhöht. Mit Blick auf die Expertise 

aus der Verwaltungsgerichtsbarkeit wurden so viele Gespräche realisiert wie sich aus dem Kontakt-

netzwerk der am Projekt beteiligen für ein Interview gewinnen ließen. 

Die Interviews wurden online durchgeführt, um den Gesprächspersonen eine hohe zeitliche Flexibili-

tät bieten zu können und ihren Aufwand zu reduzieren; außerdem konnten auf diese Weise die Rei-

sekosten gering gehalten werden. 
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2.7 Voraussichtlicher Nutzen, Verwertbarkeit der Ergebnisse 

und zukünftige Planungen im Sinne des Verwertungsplans 

Die Verwertung der Projektergebnisse und der Wissenstransfer aus dem Projekt heraus hatten eine 

forschungsorientierte und eine praxisorientierte Dimension. Mit Blick auf die Hochschulforschung 

wurden die Ergebnisse des Projekts in öffentlichen Vorträgen vorgestellt und in zwei vorbereitete Pub-

likationen aufgenommen (vgl. Abschnitt 9).  

In der praxisorientierten Dimension des Wissenstransfers wurden Praktikerinnen und Praktiker im Be-

reich der Ausgestaltung und Anwendung des Kapazitätsrechts in alle Phasen der Projektdurchführung 

einbezogen, um eine möglichst große praktische Relevanz des Projekts und seiner Ergebnisse für ihre:  

• Projektkonzeption: Im Rahmen eines Workshops am 27. Januar 2025 kamen 20 Expertinnen 

und Experten des Kapazitätsrechts aus Wissenschaftsministerien und aus Hochschulen von 

sieben Bundesländern in Hannover zusammen und diskutierten das Projektkonzept und seine 

geplante Umsetzung. Als Konsequenz aus dieser Diskussion und den darin geäußerten Infor-

mationsinteressen wurde der bundesweite Vergleich der Kapazitätsrechtsmodelle der Länder 

intensiviert; zugleich wurde die Planung der Modellrechnungen modifiziert und stärker auf 

Entscheidungspunkte im Rahmen von Kapazitätsberechnungen und rechnerische Folgen ge-

troffener Entscheidungen fokussiert.  

• Projektdurchführung: In der weiteren Projektdurchführung wurden 41 leitfadengestützte On-

line-Interviews mit Expertinnen und Experten aus Wissenschaftsministerien der Länder, 

Hochschulen und der Verwaltungsgerichtsbarkeit geführt und so Motivlagen und Erfahrun-

gen von Praktikerinnen und Praktikern der Ausgestaltung und Anwendung des Kapazitäts-

rechts systematisch erhoben und als Daten unmittelbar in die Forschung einbezogen.  

• Validierung der Projektergebnisse: Das Projekt bot am 21. November 2025 eine eintägige Ab-

schlussveranstaltung an, an der über 40 mit dem Kapazitätsrecht befasste Personen aus Wis-

senschaftsministerien und Hochschulen aus ganz Deutschland teilnahmen. Hier wurden die 

Projektergebnisse insgesamt präsentiert und in gemeinsamen Diskussionen validiert.  

Eine Dokumentation zur Abschlussveranstaltung wurden an alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer so-

wie darüber hinaus an sämtliche Personen, die innerhalb des Projekts mitgewirkt oder Interesse an 

den Ergebnissen geäußert hatten, versendet und so kurzfristig bekannt und nutzbar gemacht.  

2.8 Fortschritt auf dem Gebiet des Vorhabens während der 

Durchführung des Vorhabens bei anderen Stellen 

In der fünfzehnmonatigen Projektlaufzeit zeigte sich vor allem eine Dynamik im Feld selbst durch Re-

formdiskussionen in den Ländern. So wurden in Hessen erste modellhafte Berechnungen zur Herlei-

tung möglicher Bandbreitengrenzen im Rahmen eines Modellwechsels weg vom traditionellen CNW-

Modell angestellt, in Niedersachsen gab es zumindest erste Überlegungen zu einem solchen Wechsel, 

und in Nordrhein-Westfalen diskutierten das Wissenschaftsministerium und die Hochschulen vor al-

lem über die Angemessenheit der Bandbreiten im Bereich von Masterstudiengängen.  

Eine aktuelle wissenschaftliche Beforschung des Felds abseits des hier berichteten Projekts wurde 

nicht bekannt. Das Centrum für Hochschulentwicklung (CHE) setzte seine jährlichen Datenberichte 

zum Anteil zulassungsbeschränkter Studienangebote an allen Studienangeboten bundesweit und 

nach verschiedenen Kategorien aufgeschlüsselt fort, die als Hinweis auf die jeweils aktuelle Relevanz 
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des Kapazitätsrecht bezogen auf die einzelnen Bundesländer, Hochschularten und Fächergruppen ge-

lesen werden können.1 

Eine eigens für diesen Abschlussbericht durchgeführte kurze Literaturrecherche führte zum Fund 

zweier neuer Veröffentlichungen, die beide auf Rechtsaspekte und die Rolle der Gerichtsbarkeit im 

Rahmen des Kapazitätsrechts fokussieren. 

 

• Bode, Matthias: Das Recht auf freie Wahl der Ausbildungsstätte vor dem Hintergrund des 

Fachkräftemangels: Rechtliche Spielräume bei der Bedarfsplanung von Studienplätzen. Ver-

öffentlicht in: Recht der Jugend und des Bildungswesens, 2025, v. 73, n. 1, p. 26, doi. 

10.5771/0034-1312-2025-1-26 

• Hachmeister, Cort-Denis, Gehlke, Anna: CHECK - Zugangsbeschränkungen an deutschen 

Hochschulen 2025/26, CHE, Gütersloh, 2025, ISBN 978-3-911128-24-7. Online unter 

https://www.che.de/download/check-zugangsbeschraenkungen-

2025/?wpdmdl=34099&refresh=6a3aade3d8f511782230499, zuletzt abgerufen am 

23.06.2026. 

• Perovic, Bojan: What's Freedom Got to do With It? Occupational Freedom and the Illusion 

of Choice, 41 Ga. St. U. L. Rev. 983 (2025). Available at: https://rea-

dingroom.law.gsu.edu/gsulr/vol41/iss4/13, zuletzt abgerufen am 23.06.2026.  

2.9 Erfolgte oder geplante Veröffentlichungen der Projekter-

gebnisse 

Die Projektergebnisse wurden in mehreren öffentlichen Vorträgen vorgestellt und in vorbereitete 

Publikationen integriert.  

Als Vorträge über die beiden im Rahmen des Projekts realisierten eigenen Veranstaltungen (vgl. Ab-

schnitt 7) hinaus sind zu nennen:   

• eine Präsentation des Projektstands und erster Ergebnisse vor der Arbeitsgruppe „Evaluation 

des Zukunftsvertrags Studium und Lehre stärken“ online am 18. Juni 2025, 

• ein WiHo-Lunchtalk online am 12. September 2025, 

• ein Netzwerktreffen der Universitätsallianz 11+ in Kassel am 02. Oktober 2025, 

• ein der Projektlaufzeit nachgelagerter Vortrag mit dem Titel „Der Hochschulzugang zwischen 

demokratischen Grundrechten, hoher Studienqualität und normativen Zwängen“ im Rahmen 

der GfHf-Tagung „Normativität in Forschung und Lehre – Anspruch, Reflexion und Verantwor-

tung“ am 19. März 2025 in Paderborn, 

• ein der Projektlaufzeit nachgelagerter Vortrag mit dem Titel „Zum Verhältnis von Studieren-

denzahlen und Personalgrößen an Hochschulen – unter besonderer Berücksichtigung von Ka-

pazitätsrecht und Betreuungsrelation“ auf dem Bundeskongress Studium und Lehre des 

freien zusammenschlusses von student*innenschaften (fzs) e.V. am 13. Juni 2026 in Kassel 

 

Darüber hinaus sind folgende Publikationen in der Vorbereitung 

 
1 Vgl. https://www.che.de/projekt/check-numerus-clausus/, zuletzt abgerufen am 23.06.2026. 

https://www.che.de/download/check-zugangsbeschraenkungen-2025/?wpdmdl=34099&refresh=6a3aade3d8f511782230499
https://www.che.de/download/check-zugangsbeschraenkungen-2025/?wpdmdl=34099&refresh=6a3aade3d8f511782230499
https://readingroom.law.gsu.edu/gsulr/vol41/iss4/13
https://readingroom.law.gsu.edu/gsulr/vol41/iss4/13
https://www.che.de/projekt/check-numerus-clausus/
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• In der Smitten, Susanne & Doelle, Frank: Ausgestaltung und Umsetzung des Kapazitätsrechts 

in den deutschen Ländern (einreichungsreif, vorgesehen für die Beiträge zur Hochschulfor-

schung) 

• In der Smitten, Susanne & Doelle, Frank: Zur Handhabung des Kapazitätsrechts an Universi-

täten in Deutschland (im Entstehen, vorgesehen für die Zeitschrift für Hochschulmanage-

ment) 
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3 Anlagen 

3.1 Programm des Workshops mit Expertinnen und Experten 

des Kapazitätsrechts vom 27. Januar 2025  

 

10:00-10:30 Uhr  Eintreffen und Willkommen 

10:30-10:45 Uhr  Begrüßung und Workshop-Ablauf 

10:45-11:15 Uhr  Vorstellung des Projekts: Schwerpunkte und Vorgehen 

11:15-12:00 Uhr  Erste Ergebnisse der Dokumentenanalysen zum Ländervergleich 

12:00-14:15 Uhr  Austausch zu Entwicklung und Funktionen des Kapazitätsrechts in den Län-

dern und Hochschulen und Identifikation weiteren Analysebedarfs  

Dazwischen  Mittagsimbiss 

14:15-15:00 Uhr  Vorbereitung der Interviewphase: Leitfadenentwurf, zu interviewende Per-

sonen und Ansprache 

15:00-15:15 Uhr  Kaffeepause 

15:15-16:00 Uhr  Ansatzpunkte für Modellrechnungen: Zielstellungen, relevante Prämissen 

und Datenbasis 

16:00-16:30 Uhr  Möglichkeiten der weiteren Einbindung der Expertinnen und Experten in das 

Projekt: 

- Gruppendiskussionen der Expertinnen und Experten im Online-Format 

- Weitere Hinweise zum Projektdesign 

- Klärung von Rückfragen 

- Validierung/Kommentierung von Ergebnissen 

- Teilnahme an einer Abschlussveranstaltung 

16:30-16:45 Uhr  Fazit und Feedback 

 

3.2 Programm der Abschlussveranstaltung vom 21. November 

2025 

10:00-10:20 Uhr  Eintreffen und Willkommen 

10:20-10:30 Uhr  Begrüßung und Vorstellung des Tagesablaufs 
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10:30-10:50 Uhr  Entwicklungen des Kapazitätsrechts in einem sich wandelnden Hochschul-

system  

10:50-11:50 Uhr  Ländermodelle der Umsetzung und Ausgestaltung des Kapazitätsrechts  

- Statement von Dr. Stefan Niermann, Niedersächsisches Ministerium für 

Wissenschaft und Kultur 

- Statement von Dr. Meike Eekhoff, Behörde für Wissenschaft, Forschung, 

Gleichstellung und Bezirke Hamburg 

11:50-12:50 Uhr  Die Rolle des Kapazitätsrechts in der internen Hochschulsteuerung  

- Statement von Lynn Bubenheimer, Team Kapazitätsplanung der Univer-

sität Hamburg 

- Statement von Gerrit Schäfer, Kapazitätsberechnung, Universität Kassel 

12:50-13:50 Uhr  Mittagsimbiss 

13:50-14:50 Uhr  Entwicklungen und Unterschiede von CNW und Bandbreiten: Einflüsse da-

rauf und Umgang damit  

14:50-15:15 Uhr  Kaffeepause 

15:15-16:15 Uhr  Entwicklungsperspektiven und Herausforderungen aus Sicht von Ländern, 

Hochschulen und Verwaltungsgerichtsbarkeit  

16:15-16:30 Uhr  Fazit und Verabschiedung 

 


